
!!=4~.32de'r B€ilagen zu den ste!"\o,,;ra~hi5chen Protokolkn des Natio..alriltes 

XI. qesetzgebungsperiode 

Präs~: 13. NOVa 1968 

A n fra g e 
der Abgeordneten Pan s i, S t ein i n ger, H aas 
und Genossen 
an den Bundeskanzler, 
betreffend'verfassungsrechtliche Fragen im Zusammenhang 
mit der Regierungsvorlage: SteiermärkischesLandwirtschaft-, 
liches Schulgesetz 1968 • 

. -.-.-.-.-.-. 

1) Die Regierungsvorlage: Steiermärkisches Landwirtschaft­

liches Schulgesetz 1968 (790 der Beilagen) enthält in 
ihrem § 20 Abs. 1 die Anordnung, daß jede Gemeinde eine 
Schulpflichtmatrik für die (land- und forstHirtschaft­
liehe) Berufsschule anzulegen und zu führen hat. Artikel 
81 a Abs. 1 des B.-VG sieht zwar vor, daß zur Führung 
von Verzeichnissen von Schulpflichtigen im übertragenen 
vJirkungsbereich des Bundes die Gemeinden herangezogen 
Herden können, ,doch findet diese Verfassungsbestimmung 
für den Bereich des land- und forstvlirtschaftlichen Schul­
wesens keine Anwendung. Es erscheint daher z\veifelhaft, 

ob der einfache Gesetzgeber anläßlich einer Regelung des 
land- und forsti'lirtschaftlichen. Berufsschulwesens befugt 
ist, die erwähnte Ni tltlir~:J.mg der .Gemeinden anzuordnen. 

2) Aus mehreren Bestimmungen der bezogenen Regierungsvor­
lage, insbesondere aus ihrem § 28, geht hervor, daß die 
Vollzugszuständigkeit des Bundes angenommen wird. Diese 
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Annahme wurde nach Ansicht der unteI'zeichneten Abgeordneten 

in den Erläuternden Bemerktmgen nicht zureichend begründet. 

Es wurde insbesondsre nicht dargetan, VlOraus sich die unter­

schiedliche Regelung gegenüber dem in § 29 Abs. 2 der 

Regierungsvorlage er\'rähnten Bundesgesetz vom 18. Dezember 1931, 
BGB1. Nr. 5/1932, v.Jirksam für das Land Steiermarl\:, betreffend 

das bäuerliche F'ortbildungs- und Volksbildungsvlesen in 

Steiermark, erklärt, das in einj.gen Bestimmungen die Zuständig­

kei t der Landesregierung und demnach die Vollzugslwmpetenz 

des Landes vorsieht. 

Da anzunehmen ist, daß das Bundeskanzleramt-Verfass"ungsdienst 

im Zuge der Begutachtung des der bezeichneten Regiertmgsvor­

lage vorangegangenen Gesetzentwurfes die beiden aufgeworfenen 

verfassungsrechtlit;hen Fragen geprüft ·hat, stellen die unter­

fertigten Abgeordneten, ungeachtet der Tatsache, daß die in 

Rede stehende Hegierungsvorlage bereits durch den Ausschuß 

für Land- und Forstvlirtschaft behandelt wurde, die 

A n fra g e : 

1) \<lelchen vollständigen Wortlaut haben die Dienststücke 

des Bundeskanzleramtes, s·o\'lei t sie Sich auf die betreffenden 

Fragen beziehen? 

2) (Im Falle, daß die erwähnten Fragen im Zuge des Begutachtungs­

verfahrens nicht oder nicht vollständig geprüft worden 

sein soll ten: ) 

Auf Grund v.relcher eingehend darzulegender Ervlägungen hat das 

Bundeskanzleramt dem Gesetzentw~rf, soweit er die zu den 

aufge\'lorfenen Rechtsfragen führenden Regelu'tigen enthält, 

zugestimmt? 

.-.-.-.-.-.-.-.-. 
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